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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

12.03.2010 

Geschäftszahl 

2010/17/0040 

Rechtssatz 

Die Anwendung bereits außer Kraft getretener oder novellierter abgabenrechtlicher Bestimmungen für 
zurückliegende Zeiträume in ihrer in diesem Zeitraum geltenden Fassung (gleichgültig, ob die Bestimmung 
formal im Sinne des B-VG außer Kraft getreten ist, und nach dem Grundsatz der Zeitbezogenheit von 
Abgabenvorschriften anzuwenden ist, oder ob lediglich der zeitliche Anwendungsbereich der Bestimmung 
eingeschränkt wurde, die Regelung aber formal in Kraft belassen wurde) begegnet keinen verfassungsrechtlichen 
Bedenken. § 49 Abs. 23 KBGG in der Fassung BGBl. I Nr. 116/2009 stellt eindeutig klar, dass der 
Rechtsfolgenbereich des 4. Abschnitts des Kinderbetreuungsgeldgesetzes in der Fassung vor der genannten 
Novelle nicht beseitigt wurde. 


